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Anlage 9 zur GRDrs 857/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2015
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	10-4.4
10445000

	Haupt- und Personalamt
	EG 11
	SB/-in IuK
	0,5
	-
	hh-neutral
(34.050 €)


1
Antrag, Stellenausstattung
Schaffung einer halben Stelle bei der Abteilung IuK des Haupt- und Personalamts durch Verlagerung von Aufgaben bzw. Servern von den Fachämtern auf das Haupt- und Personalamt, entsprechend dem Abschlussbericht zur Umsetzung der IT-Zentralisierung.
2
Schaffungskriterien

In der Gemeinderatsdrucksache 329/2013 wurden die Ergebnisse der Umsetzung der IT-Zentralisierung dargestellt und die weitere Verlagerung von Aufgaben bzw. Servern von den Fachämtern auf das Haupt- und Personalamt beschlossen. Der Schaffung einer halben Stelle bei der Abteilung IuK des Haupt- und Personalamts steht die Streichung von 0,82 Stellen bei den Fachämtern gegenüber. Daneben wird ein bereits angebrachter KW-Vermerk an 0,28 Stellen bei der Abteilung IuK gestrichen.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Mit GRDrs 281/2010 hat der Gemeinderat am 28. Juli 2010 den Zielbeschluss gefasst, bislang dezentral wahrgenommene IuK-Aufgaben, insbesondere im Bereich der technischen IuK-Betreuung, zu zentralisieren. Von Februar 2011 bis August 2011 hat die Firma BSL Managementberatung die IuK-Landschaft der Landeshauptstadt untersucht. Im Rahmen der Beschlussfassung zur GRDrs 829/2011 wurde das Haupt- und Personalamt vom Gemeinderat beauftragt, eine Vorlage mit einem Umsetzungskonzept für die Zentralisierung von Aufgaben aus dem „Anwendungs- und Systembetrieb sowie Server“ und „Softwareentwicklung“ vorzulegen.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Bei der Stadtverwaltung Stuttgart werden IuK-Aufgaben sowohl dezentral bei den Fachämtern als auch zentral durch die Abteilung IuK wahrgenommen. Im Rahmen der Umsetzung der IT-Zentralisierung wurde mit allen betroffenen Ämtern und Eigenbetrieben auf Basis der Aufgabenerhebung aus dem Jahr 2011 in Detailgesprächen festgelegt, welche Aufgaben dezentral bleiben und welche Aufgaben in welchem Umfang zentralisiert werden können. Ziel war eine wirtschaftliche Aufgabenverteilung unter Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen Sicht der LHS. 

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Bei Ablehnung der Stellenschaffung kann die geplante Aufgabenverlagerung nicht wie vorgesehen umgesetzt werden.
4
Stellenvermerke

keine






